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Handzeichen. � Wer ist dagegen? � Enthaltungen? � Der 
Gesetzentwurf ist in zweiter Beratung bei Zustimmung
durch die Koalitionsfraktionen und die SPD angenom-
men; die Linke war dagegen; Bündnis 90/Die Grünen
haben sich enthalten.

Dritte Beratung

und Schlussabstimmung. Wer zustimmen will, möge
sich bitte erheben. � Die Gegenstimmen! � Die Enthal-
tungen! � Damit ist der Gesetzentwurf in dritter Bera-
tung mit dem gleichen Stimmenverhältnis wie vorher an-
genommen.

Jetzt rufe ich den Tagesordnungspunkt 8 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Katja
Keul, Volker Beck (Köln), Marieluise Beck (Bre-
men), weiterer Abgeordneter und der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Rüstungsexporte kontrollieren � Frieden 
sichern und Menschenrechte wahren

� Drucksache 17/9412 �

Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie (f)
Auswärtiger Ausschuss (f)
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und
Geschäftsordnung
Innenausschuss
Verteidigungsausschuss
Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union
Federführung strittig

Hierzu ist vorgesehen, eine halbe Stunde zu debattie-
ren. � Dazu sehe ich keinen Widerspruch. Dann ist das 
so beschlossen.

Für Bündnis 90/Die Grünen gebe ich das Wort der
Kollegin Katja Keul.

Katja Keul (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Vor knapp
einem Jahr war die Aufregung groß über die angebliche
Genehmigung von Panzerlieferungen an Saudi-Arabien.
Bis heute haben wir keine Antwort der Bundesregierung
auf die Frage, ob es diese Genehmigung gegeben hat
oder nicht und, wenn ja, warum.

(Dr. Joachim Pfeiffer [CDU/CSU]: Sie haben
leider noch nicht geliefert!)

Ich weiß, dass nicht nur die Abgeordneten der Opposi-
tion mit dieser Situation unzufrieden waren. So mussten
Sie von den Koalitionsfraktionen Ihre Regierung für et-
was verteidigen, von dem Sie gar nicht wussten, ob es
überhaupt existiert.

(Andreas G. Lämmel [CDU/CSU]: Aber das
wissen wir bis heute nicht!)

Schön war das nicht. Aber wir haben diesen Missstand
selbst zu verantworten. Unsere Aufgabe ist es schließ-
lich, die Regierung zu kontrollieren. Eine effektive Kon-
trolle aber benötigt eine solide Informationsgrundlage.

Wir sind aufgefordert, uns diese Grundlage als Gesetz-
geber selbst zu schaffen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Mit dem heutigen Antrag legen wir Grüne Eckpunkte
für ein Rüstungsexportkontrollgesetz vor, damit die heu-
tigen und künftigen Regierungen ihre Entscheidungen
transparent machen und begründen müssen.

Erste Kernforderung ist, die Rüstungsexportrichtlinie
und den Gemeinsamen Standpunkt der EU in das Au-
ßenwirtschaftsgesetz und das Kriegswaffenkontrollge-
setz zu integrieren. Es hat sich gezeigt, dass die Selbst-
verpflichtung der Regierung, sich an ihre eigenen
Grundsätze zu halten, leider nicht ausreicht. Wenn wir es
ernst meinen mit der Berücksichtigung der Menschen-
rechtslage und der Gefahr innerer Repression, dann kön-
nen wir diese auch in den gesetzlichen Kriterienkatalog
aufnehmen und im Bundestag beschließen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Was den Gemeinsamen Standpunkt der EU betrifft,
haben es viele unserer Nachbarn bereits vorgemacht und
die acht Kriterien in ihre Gesetze übernommen. Das
können wir auch.

(Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: Können
es auch bleiben lassen!)

In diesem Zuge wollen wir auch die Berichtspflichten
verbindlich regeln. Der Rüstungsexportbericht kommt
immer viel zu spät und viel zu selten. Wir wollen künftig
vierteljährlich mit aktuellen und aussagekräftigen Zah-
len versorgt werden. Auch hier sind uns unsere europäi-
schen Nachbarn weit voraus. In besonders brisanten Fäl-
len sollte der Bundestag auch vorab informiert werden,
um gegebenenfalls mit Anhörungen oder Stellungnah-
men auf die Willensbildung der Regierung Einfluss neh-
men zu können. Der Geheimhaltungskult ist völlig über-
zogen und muss auf das notwendige Maß zurückgeführt
werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Dabei ist eines klar: Die Letztentscheidung über die ein-
zelne Genehmigung bleibt immer bei der Exekutive. Wir
wollen kontrollieren, nicht selber entscheiden.

Zur parlamentarischen Beteiligung bei Rüstungs-
exporten hat die SPD-Fraktion im letzten Monat einen
Antrag eingebracht, über den wir gerne reden können.
Was Sie dort fordern, ist gut, reicht uns Grünen aber noch
nicht aus. Wir halten es für sachgerechter, die Ressortzu-
ständigkeit für Rüstungsexporte in das Auswärtige Amt
zu verlagern. Das Auswärtige Amt kann die Situation in
den Empfängerstaaten am besten beurteilen. Interessan-
terweise werden jetzt schon die Voranfragen bei Kriegs-
waffenexporten direkt an das Auswärtige Amt gerichtet.
Warum? Weil die Unternehmen rechtzeitig eine inhaltli-
che Einschätzung mit Aussagekraft haben wollen. Die
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wirtschaftlichen Aspekte spielen nach den Grundsätzen
nur eine untergeordnete Rolle. Dann gibt es aber keinen
Grund dafür, die abschließende Entscheidungskompetenz
beim Wirtschaftsministerium zu belassen.

Nicht zuletzt ist eine Rüstungsexportkontrolle nur so
gut, wie sie auch faktisch überprüft wird. Eine tatsächli-
che Endverbleibskontrolle findet allerdings bis heute
überhaupt nicht statt. Die Behörden verlassen sich auf
eine sogenannte Endverbleibserklärung des Exportunter-
nehmens. Auch hier zeigen uns unsere Bündnispartner,
dass es effektivere Wege gibt. Solche Verfahren wollen
wir gesetzlich regeln und uns auch auf europäischer
Ebene dafür einsetzen.

(Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: Werden
Sie mal konkreter!)

Im besten Fall schaffen wir es sogar, die Exportge-
nehmigungen einer gerichtlichen Überprüfung zu unter-
ziehen, indem wir in diesem Bereich Verbandsklagen zu-
lassen.

(Lachen des Abg. Andreas G. Lämmel [CDU/
CSU] � Andreas G. Lämmel [CDU/CSU]: Das 
habt ihr ja in anderen Bereichen erfolgreich
praktiziert!)

Bislang können die Unternehmen gegen ablehnende Ent-
scheidungen klagen. Die Menschenrechte sind dagegen
im Verfahren durch keine Lobby vertreten. Im Bereich
des Umweltschutzes haben wir vorgemacht, wie so et-
was gehen kann.

Ich bitte Sie eindringlich, sich Ihrer Verantwortung
als Parlamentarier bewusst zu werden. Wir dürfen es
nicht länger dabei belassen, jeweils die eigene Regie-
rung gegenüber der Opposition für Rüstungsexporte zu
verteidigen und umgekehrt. Auch das Parlament ist nach
Art. 26 des Grundgesetzes in der Pflicht, den Frieden zu
sichern. Auch wir stehen in der Verantwortung für eine
restriktive Rüstungsexportpolitik. Wenn wir nicht end-
lich transparente Verfahren schaffen, werden wir dieser
unserer Verantwortung nicht gerecht.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der Kollege Andreas Lämmel hat das Wort für die

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Andreas G. Lämmel (CDU/CSU):
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das Thema

Rüstungsexporte hat uns in den letzten Monaten ziem-
lich oft bewegt. Wir haben im Deutschen Bundestag
schon mehrfach über dieses Thema diskutiert. Auch
heute werden wir keinen Erkenntnisgewinn erzielen,
weil das, was Sie vorschlagen, nicht neu ist.

(Dr. Carsten Sieling [SPD]: Und das schon am
Anfang Ihrer Rede! � Klaus Barthel [SPD]: 
Weil Sie auf Durchzug schalten!)

� Herr Barthel, warten Sie nur; wir kommen noch zu Ih-
rer Rolle, die Sie dabei gespielt haben. Denn zum einen
� das wissen Sie auch ganz genau � bringt Ihr Antrag, 
den Sie heute gestellt haben, überhaupt nichts Neues.

(Ute Koczy [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Ach was!)

Zum anderen ist schon der Beginn Ihres Antrages grund-
sätzlich falsch, wo Sie den Panzerdeal mit Saudi-Ara-
bien als besonders empörend hinstellen. Sie selbst haben
in Ihrer Rede gesagt: Wir wissen gar nicht, ob dieser
Deal zustande gekommen ist.

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Das ist ja das Problem! � Waltraud Wolff 
[Wolmirstedt] [SPD]: Wenn man schon �Deal� 
sagt!)

� So steht es im Antrag der Grünen: �Deal�; ich habe nur 
wörtlich zitiert.

Die SPD hatte auch schon einen Antrag gestellt; da-
rüber haben wir im April dieses Jahres diskutiert. Bereits
im Oktober letzten Jahres hatten wir das gleiche Thema
auf der Tagesordnung. Dass dieses Thema stark emotio-
nal überlagert ist, ist uns sicherlich allen klar. Auch in
der Öffentlichkeit wird heftig darüber diskutiert.

Ich kann aber immer nur sagen, meine Damen und
Herren von den rot-grünen Fraktionen: Wenn man die
Diskussion mit falschen Fakten anheizt und in der Öf-
fentlichkeit Vermutungen zu Tatsachen verkehrt, muss
man sich über den Verlauf der Diskussion nicht wun-
dern. Man kann es gar nicht oft genug betonen: Deutsch-
land hat das strengste Rüstungskontrollgesetz

(Jan van Aken [DIE LINKE]: Oh, oh, oh!)

und hat sich selbst eine sehr strenge Beschränkung auf-
erlegt.

(Jan van Aken [DIE LINKE]: Sie wissen das
ja gar nicht!)

Das zuständige Bundesministerium für Wirtschaft und
Technologie richtet sich bei der Genehmigung von Rüs-
tungsexporten nach den Politischen Grundsätzen der
Bundesregierung für den Export von Kriegswaffen aus
dem Jahr 2000.

Jetzt wollen wir doch einmal schauen, wer im Jahr
2000 die Regierung stellte. Wenn ich mich richtig erin-
nere, waren das die Fraktionen der SPD und der Grünen.

(Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: Frau
Wieczorek-Zeul!)

Sie kritisieren jetzt also das, was Sie selbst gemacht ha-
ben, und sagen, es sei unzureichend. Da frage ich Sie
heute: Warum haben Sie es denn damals, als Sie an der
Regierung waren, nicht so ausgestaltet, wie Sie es heute
fordern?

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Ich möchte aus diesem Gesetz zitieren: Lieferungen
an Länder, die sich in bewaffneten äußeren Konflikten
befinden oder bei denen eine Gefahr für den Ausbruch
solcher Konflikte besteht, scheiden grundsätzlich aus.
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Auch bei einem schon hinreichenden Verdacht, dass
deutsche Waffen zur Unterdrückung der Bevölkerung
oder zu sonstigen fortdauernden Menschenrechtsverlet-
zungen im Empfängerland missbraucht werden könnten,
gibt es grundsätzlich keine Exportgenehmigung. � Die 
Genehmigung von Rüstungsexporten unterliegt also der
ständigen sicherheitspolitischen Abwägung und erfolgt
in Reaktion auf politische Ereignisse.

Diese Regelungen � ich hatte es gesagt � sind von Ih-
nen aufgestellt worden. Sie sind weder von der Großen
Koalition noch von der christlich-liberalen Koalition in
irgendeiner Form aufgeweicht worden, wie Sie das jetzt
behaupten. Wir richten uns also nach den Grundsätzen,
die Sie aufgestellt haben. Diese Regelungen � Geheim-
haltung der Beschlüsse des Bundessicherheitsrats und
jährliche Publikation des Rüstungsexportberichts � ge-
hen auf die Entscheidungen Ihrer damaligen Regierung
zurück.

Man kann natürlich darüber diskutieren � das gebe 
ich gerne zu, weil wir das nicht anders sehen �: Der Rüs-
tungsexportbericht muss schneller ins Parlament kom-
men, damit man die Chance hat, die Entscheidungen der
Bundesregierung und des Bundessicherheitsrates relativ
zeitnah nachzuvollziehen. Warum Sie die Maßnahmen,
die Sie jetzt fordern � darauf werde ich gleich noch ein-
gehen �, im Jahr 2000 nicht selbst umgesetzt haben, 
bleibt mir ein Rätsel. Aber ich nehme an, dass der Red-
ner der SPD vielleicht darauf antworten wird.

Man muss auch auf Folgendes hinweisen: Sie sugge-
rieren immer, dass Deutschland Waffen vor allen Dingen
in fragile Staaten oder Konfliktgebiete exportiert. Ich
möchte aber hervorheben, dass über 50 Prozent aller
Exporte in die europäischen Staaten bzw. in NATO-Staa-
ten gehen.

(Jan van Aken [DIE LINKE]: Und die andere
Hälfte? Wo geht die hin? � Gegenruf des Abg. 
Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: In Nicht-
NATO-Staaten!)

� Immer mit der Ruhe. Die geht nicht dahin, wohin Sie 
gleich wieder vermuten. Sie haben mich ja nicht ausre-
den lassen. Die andere Hälfte geht in Entwicklungslän-
der. In fragile Staaten gehen weniger als 10 Prozent des
gesamten deutschen Exportes.

(Waltraud Wolff [Wolmirstedt] [SPD]: Immer
noch zu viel! � Jan van Aken [DIE LINKE]: 
690 Millionen Euro!)

Sie müssen sich eingehender mit der Struktur beschäfti-
gen, um zu erfahren, was tatsächlich exportiert wird. Das
hat mit Kriegsgerät zunächst gar nichts zu tun.

(Kathrin Vogler [DIE LINKE]: Saudi-Arabien
ist auch kein Entwicklungsland!)

Das muss man zur Kenntnis nehmen, wenn man darüber
diskutiert, welche Rolle deutsche Rüstungsexporte in der
Welt spielen.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:

Herr Kollege, möchten Sie eine Zwischenfrage von
Frau Keul zulassen?

Andreas G. Lämmel (CDU/CSU):
Wollen Sie mich fragen, warum Sie damals das Ge-

setz nicht entsprechend gestaltet haben?

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:

Ihre Bemerkung deute ich als ein Ja.

(Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: Wer so char-
mant seine Redezeit verlängert bekommt!)

Katja Keul (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Kollege, Sie haben gerade über die 50 Prozent

der Rüstungsexporte gesprochen, die nicht an NATO-
und EU-Staaten gehen. Ich frage Sie, wie Sie das ein-
schätzen und ob Sie wissen, dass die größten Empfänger
unter anderem die Vereinigten Arabischen Emirate, Pa-
kistan und Indien sind. Sind das nicht Staaten, die in ei-
ner Konfliktregion liegen? Sind das Staaten, die die
Menschenrechte beachten?

Andreas G. Lämmel (CDU/CSU):
Ich staune über Ihre außenpolitischen Kenntnisse. Ich

bin davon ausgegangen, dass Indien ein demokratisches
Land mit einem gewählten Parlament ist

(Dr. Frithjof Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Konfliktregion!)

und keine Konfliktregion als solche.

(Jan van Aken [DIE LINKE]: Wie bitte?)

Auch die Vereinigten Arabischen Emirate sind aus mei-
ner Sicht keine Konfliktregion.

(Dr. Frithjof Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Aha! Gratulation zum Bildungs-
notstand! � Jan van Aken [DIE LINKE]: Das 
ist der Hammer!)

Ich finde, Ihre Frage ging etwas am Thema vorbei.

Sie fordern in Ihrem Antrag die Abschaffung der Ge-
heimhaltung. Das ist schon erstaunlich. Wozu braucht
man den Bundessicherheitsrat? Man braucht ihn, weil
man bei den Entscheidungen über Rüstungsexporte sehr
viele verschiedene Gründe abwägen muss. Bei einer sol-
chen Abwägung geht es um wichtige Aspekte der Au-
ßen- und Sicherheitspolitik. In diesem Zusammenhang
kann man nicht alle Fakten, die eine Rolle spielen, auf
den Tisch legen. Unsere Verbündeten innerhalb der
NATO oder im weiteren Verbündetenkreis wären wenig
erfreut, wenn wir alle Fakten öffentlich diskutieren wür-
den. Deswegen ist der Bundessicherheitsrat eingerichtet
worden, und zwar durch Ihr Gesetz; das möchte ich be-
tonen. Wir halten das für eine vernünftige Regelung;
denn bei den Entscheidungen sollen alle Aspekte be-
rücksichtigt werden. Geheime Aspekte würden bei einer
öffentlichen Diskussion sicherlich nicht auf den Tisch
kommen.

Die Einführung von Verbandsklagen ist das tollste
Experiment, das Sie uns vorschlagen. Sie führen auch
noch an, dass das im Umweltrecht eine gute Erfindung
gewesen sei.
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(Waltraud Wolff [Wolmirstedt] [SPD]: Ist es ja
auch! � Georg Schirmbeck [CDU/CSU]: Das 
war schon der erste Irrtum!)

Das bezweifle ich. In den neuen Bundesländern wurde
das Verbandsklagerecht im Verkehrswegeplanungsbe-
schleunigungsgesetz einige Zeit ausgesetzt. Nur deswe-
gen konnten wir innerhalb kürzester Zeit die Infrastruk-
tur in Ostdeutschland aufbauen. Betrachtet man gerade
vor dem Hintergrund der Energiewende die Situation in
den alten Bundesländern, dann stellt man fest: Viele In-
frastrukturbauten sind gerade deshalb nicht vorange-
kommen, weil die Instanzen durch eine Verbandsklage,
die Sie auch für diesen Bereich fordern, alles blockieren.

(Waltraud Wolff [Wolmirstedt] [SPD]: Das ist
jetzt aber wirklich abwegig!)

Ich kann das nicht als positives Vorbild sehen. Das ist
auch der Grund dafür, dass wir kein Verbandsklagerecht
in diesem Gesetz wollen.

Sie sprechen in Ihrem Antrag auch den Endverbleib
von Rüstungsgütern an. Man muss deutlich sagen: Das
Empfängerland von Rüstungsgütern verpflichtet sich,
das gelieferte Gerät nicht weiter zu exportieren. Diese
Zusage des Empfängerlandes ist die Voraussetzung da-
für, dass in Deutschland überhaupt eine Entscheidung
getroffen wird.

Zum Thema Iran. Das ist ein Beispiel für den Anfang
der Kette. Daraus hat man in Bezug auf die Rüstungsex-
portkontrolle schnell gelernt. Nehmen wir als Beispiel
die Fabrik in Saudi-Arabien, in der G 35 hergestellt wer-
den.

(Jan van Aken [DIE LINKE]: G 36!)

� G 36; Sie sind Rüstungsexperte allererster Güte.

(Jan van Aken [DIE LINKE]: Mehr als Sie auf
jeden Fall!)

� Das kann schon sein.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD, der
LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN � Jan van Aken [DIE LINKE]: Es 
ist erbärmlich, was Sie da abliefern!)

Wir betrachten das eben aus wirtschaftspolitischer Sicht,
da muss man nicht jeden Typ kennen. Sie sind in diesem
Bereich besser drauf; ich merke das schon.

Jedenfalls ist es bei dieser Fabrik so, dass die Schlüs-
selteile bzw. die Schlüsseltechnologien, die man braucht,
um das G 36 zu fertigen, nicht mehr exportiert werden;
sie bleiben in deutschem Besitz. Damit wäre die Fabrik
in Saudi-Arabien überhaupt nicht mehr in der Lage,
diese Geräte herzustellen.

Schließlich bleibt die Frage der Ressortzuständigkeit.
Das Auswärtige Amt ist � das ist überhaupt keine 
Frage � heute schon eingebunden. Es ist bei den Vorab-
fragen nach dem Kriegswaffenkontrollgesetz federfüh-
rend. Insofern wird die Expertise des Auswärtigen Amts
voll einbezogen. Das Auswärtige Amt wird auch bei der
Exportgenehmigung einbezogen. Nur wenn bei einer
Anfrage kein Konsens zwischen den beteiligten Häusern

hergestellt wird, muss letztendlich eine politische Ent-
scheidung im Bundessicherheitsrat getroffen werden.
Der Sachverstand des Auswärtigen Amts, gepaart mit
der Expertise und der Erfahrung des Bundeswirtschafts-
ministeriums, ist genau die Mischung, die man braucht,
um solche Anträge ordentlich bewerten zu können.

Unsere Einschätzung ist: Hier liegt ein klassischer
Oppositionsantrag vor. Sie kritisieren im Prinzip Ihre ei-
gene Gesetzgebung aus der Vergangenheit. Vielleicht ha-
ben Sie die Chance � wenn Sie mal wieder regieren soll-
ten; ich hoffe, zumindest nicht in Berlin �, den Antrag 
selbst wieder einzubringen. Ich bin sicher, dass er auch
unter einer von Ihnen gestellten Regierung nicht be-
schlossen werden wird. Insofern, meine Damen und Her-
ren, hätten wir uns die Zeit heute sparen können.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:

Der Kollege Klaus Barthel spricht jetzt für die SPD-
Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Klaus Barthel (SPD):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich möchte erst einmal einen Glückwunsch an die Grü-
nen richten, dass sie das Thema heute nicht zu nächt-
licher Stunde platziert haben. Wir merken ja an Ihrer
Nervosität, Herr Dr. Pfeiffer, dass es Ihnen unangenehm
ist, dass dieses Thema nicht bei Nacht und Nebel bespro-
chen

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

und aus der Geheimdiplomatie, soweit man hier über-
haupt von Diplomatie reden kann, herausgeholt wird.

Ich glaube, es gibt genügend Gründe dafür, dass wir
gemeinsam mehr Transparenz und Parlamentsbeteili-
gung fordern. Wir haben diese Gründe auch benannt, zu-
letzt in den Debatten über die Rüstungsexporte vom
26. April dieses Jahres und vom vergangenen Oktober,
die Herr Lämmel gerade erwähnt hat. Die SPD hat auch
einen Antrag unter dem Titel �Frühzeitige Veröffentli-
chung der Rüstungsexportberichte sicherstellen� einge-
bracht. Ich glaube, dafür liegen viele Gründe auf der
Hand; wir benennen sie gemeinsam.

Ich will aber noch einen Aspekt ansprechen, über den
ich neulich gestolpert bin, als ich in der Frankfurter
Allgemeinen Zeitung eine Buchbesprechung las. Dabei
ging es um das Buch eines Kenners der Rüstungswirt-
schaft namens Andrew Feinstein. Er schreibt in seinem
Buch � ich darf aus dieser Zeitung zitieren �:

Waffenhandel erfolgt in geheimem Einverständnis
von Staats- und Regierungschefs, Geheimdienst-
leuten, führenden Industrieunternehmen mit ihrer
Spitzentechnologie, Geldgebern und Banken, Lie-
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feranten, Mittelsmännern, Geldwäschern und Kri-
minellen.

Der Waffenhandel, sagt er, sei darüber hinaus für mehr
als 40 Prozent der Korruption im gesamten Welthandel
verantwortlich. Er ist einer, der es wissen muss.

Sie können auf diese Analyse so oder so reagieren,
meine Herren von der Koalition. Sie können sagen:
Stimmt. � Uns in Deutschland fallen dazu ein paar Na-
men aus vergangenen Zeiten ein. In dem Zusammen-
hang finden Gerichtsverfahren, Haftgründe usw. bis
heute öffentliche Beachtung. Man kann sagen: So ist nun
einmal die Welt. Wir müssen da eben mitmischen; denn
es geht um Wachstum und Arbeitsplätze, und schließlich
machen es die anderen auch.

Ich will jetzt nicht von den 231 Millionen Toten re-
den, die uns Herr Feinstein vorrechnet. Es ist ja das Bit-
tere, dass das immer im Hintergrund steht. Wenn man
das aber einmal ökonomisch betrachtet, Herr Lämmel,
dann sollte man sich schon fragen, was dieser Waffen-
handel auf der Welt auslöst, ob das, was er ökonomisch
kaputtmacht, nicht mehr ausmacht als das, was er an Ge-
winnen ermöglicht.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wir sollten auch einmal über die ökonomischen Schä-
den der damit verbundenen Korruption reden. Die Bun-
desregierung müsste zum Beispiel die im Jahr 2012 an-
stehende Überprüfung des gemeinsamen Standpunkts
der EU, die schon erwähnt worden ist, zum Anlass neh-
men, nachzufragen � Stichwort Verbindlichkeit �, wie es 
um die Einhaltung des gemeinsamen Standpunkts steht.
Es ist zu fragen: Wie funktionieren die Kontrollen? An-
sonsten wird doch auch alles in der EU kontrolliert.
Funktioniert das bei Rüstungsexporten auch, und wie
wollen wir das in Zukunft gemeinsam gestalten? Die
Bundesregierung müsste einmal auf den internationalen
Konferenzen, zum Beispiel zum internationalen Waffen-
handelsabkommen, ATT, Druck machen. Aber davon ist
nichts zu hören und nichts zu sehen. Dabei wäre das
doch konsequent. Wir sind gespannt, welche Antworten
Sie geben werden. Demnächst werden wir eine Anfrage
dazu einreichen.

Sie könnten aber auch sagen: Das stimmt nicht. In
Deutschland ist alles anders. Wir haben die Rüstungs-
exportrichtlinie usw. � Dann müssten Sie aber einmal er-
klären, warum die Bundesregierung die Rüstungsexport-
richtlinie, die von Rot-Grün beschlossen wurde, immer
mehr aufweicht. Das ist doch die Frage.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN � Dr. Martin Lindner [Berlin] 
[FDP]: Quatsch! Das ist doch ein Hirnge-
spinst!)

Wenn man sich vor Augen führt, dass der weltweite Rüs-
tungshandel in den letzten fünf Jahren um 24 Prozent zu-
genommen hat, aber der deutsche Rüstungsexport über-
proportional um 37 Prozent gestiegen ist,

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch
erfreulich!)

also im Wesentlichen in der Zeit, in der Sie hier Verant-
wortung tragen, kann man doch nicht einfach sagen:
Ursache ist die von Rot-Grün beschlossene Rüstungs-
exportrichtlinie. Dahinter steckt doch vielmehr eine Ver-
änderung, ein klammheimliches Unterlaufen dieser Rüs-
tungsexportrichtlinie.

(Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: Nein!)

Genau deswegen müssen wir Mechanismen einbauen.
Wir müssen das besser kontrollieren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wenn Sie sagen: �Das stimmt nicht�, dann müssten 
Sie erklären, wovor Sie Angst haben, wenn SPD und
Grüne mehr Kontrolle und Transparenz fordern. Man
konnte den Eindruck gewinnen, dass Sie Angst haben,
weil Sie in Ihrer zwölfminütigen Rede viele Füllbau-
steine einbauen mussten. Wenn Sie sagen: �Das stimmt 
nicht�, hätten Sie doch eigentlich nichts zu befürchten.

(Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: Hat ja
auch kein Mensch! � Holger Krestel [FDP]:
Wir haben keine Angst! Wir haben Lange-
weile!)

Herr Lämmel, Sie müssten einmal Ihre Argumente
überprüfen. Sie haben am 26. April 2012 in Ihrer zu Pro-
tokoll gegebenen Rede die politischen Grundsätze hin-
sichtlich der Menschenrechte zitiert und ihnen zuge-
stimmt. Sie müssten einmal sagen, wie Panzerexporte
nach Saudi-Arabien mit den Menschenrechten und den
politischen Grundsätzen zusammenpassen. Sie sprachen
von Vertraulichkeit. Sie sagten, wenn ich Sie zitieren
darf:

Nicht jede Debatte, die wir in der Außen- und Si-
cherheitspolitik mit und gerade über andere Länder
führen, können wir öffentlich führen.

Sie müssen einmal erklären, wie Sie damit umgehen
wollen, wenn die Sache mit den Panzern herauskommt,
und irgendwann kommt das doch raus. Heute können Sie
nichts dazu sagen, aber irgendwann stehen die Panzer
dort. Dann ist es zu spät; aber dann müssen Sie diese De-
batte führen. Das heißt, Sie müssen sich diesen Fragen
ohnehin stellen. Wir wollen, dass der Begründungs-
zwang für eine Regierung bei Rüstungsexporten ver-
schärft und erhöht wird.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Schließlich reden wir hier nicht über irgendetwas, son-
dern über Dinge mit großer Tragweite. Wenn es um
Nordafrika, Saudi-Arabien oder U-Boote geht, die an Is-
rael geliefert werden sollen, kann man so oder so dazu
stehen. Helmut Schmidt hat gesagt, er hätte die U-Boote
nicht nach Israel geliefert. Diesbezüglich gibt es auch
bei uns Meinungsunterschiede. Aber gerade wenn es
Meinungsunterschiede gibt, ist es doch notwendig, dass
man zeitnah darüber diskutiert und nicht hinterher, wenn
es zu spät ist.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)



21550 Deutscher Bundestag � 17. Wahlperiode � 181. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 24. Mai 2012

Klaus Barthel

(A) (C)

(D)(B)

Wir werden doch gemeinsam von der Öffentlichkeit
vorgeführt � das gilt auch für die Regierung �, wenn so 
etwas in den Medien breitgetreten wird, aber das Parla-
ment offiziell gar nichts darüber wissen und gar nichts
dazu sagen darf. Als Abgeordneter einer Koalitionsfrak-
tion wäre es mir ein Graus, mich zu Vorgängen äußern
zu müssen, von denen ich überhaupt nichts wissen darf.
Herr Lämmel, Sie mussten sich gerade zu Vorgängen
äußern � vielleicht muss Herr Lindner das auch noch 
machen �, von denen Sie überhaupt nichts wissen dürfen.

(Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: Das tun Sie
doch jeden Tag, Herr Barthel!)

� Es geht um Vorgänge, von denen man nichts wissen 
darf. Ob man alles zur Kenntnis nehmen muss, ist eine
Frage, über die Sie einmal nachdenken müssten, Herr
Lindner.

(Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: Sie
äußern sich doch jeden Tag zu Sachen, von
denen Sie nichts verstehen!)

Ihren Reden, Ihren Äußerungen und Ihrem Verhalten
haben wir immer wieder angemerkt, dass Sie eigentlich
auch wollen, dass das Parlament mehr Kontroll- und
Mitspracherechte hat, und dass auch Sie denken, dass
sich an der jetzigen Situation etwas verändern muss.
Herr Lämmel hat zum Beispiel letztes Mal gesagt, dass
er manche Vorschläge von uns durchaus charmant finde
und dass der Rüstungsexportbericht zeitnäher vorliegen
müsse. Bei Ihnen ist also auch ein Problembewusstsein
vorhanden.

Nutzen Sie doch bitte die nächsten Wochen, wenn wir
die Anträge von den Grünen und von der SPD in den
Ausschüssen beraten, um sich näher damit zu beschäfti-
gen. Wir sind auf Ihre Vorschläge, wie man die Situa-
tion, mit der auch Sie unzufrieden sind, verändern
könnte, gespannt. Treten Sie mit uns in einen konstrukti-
ven Dialog ein! Sonst wird es wieder so sein wie bei der
Rüstungsexportrichtlinie von 2000, nämlich dass wir es
unter Rot-Grün allein machen müssen. Das machen wir
notfalls auch, aber lieber wäre es uns im Konsens, also
wenn Sie mitmachen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:

Das Wort hat der Kollege Dr. Martin Lindner für die
FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Dr. Martin Lindner (Berlin) (FDP):
Frau Präsidentin! Verehrte Damen! Meine Herren!

Kollege Barthel, eines vorab: Wenn man immer wieder
Anträge vorlegt, die sich inhaltlich wiederholen, kommt
in der Koalition nicht Angst, sondern Langeweile auf.
Langweile kommt natürlich erst recht auf, wenn man
den Text liest. Sie wollen uns immer wieder weisma-
chen, unter Rot-Grün wäre nichts exportiert worden.
Auch jetzt steht wieder in dem Antrag, dass während der

rot-grünen Regierungszeit alle Regelungen verschärft
wurden.

(Omid Nouripour [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wenn Sie immer dieselbe Rede vorle-
sen, wird es nicht besser!)

Ich habe ja schon einmal aufgezeigt � das mache ich 
jetzt erneut mit großer Freude �, wie sich in Ihrer Regie-
rungszeit der Kriegswaffenexport entwickelt hat. 2002
hatten die Rüstungsexporte einen Umfang von 300 Mil-
lionen Euro. Dann haben Ihre wahnsinnig scharfen Re-
geln richtig gegriffen, und im Jahr 2003 wurden Rüs-
tungsgüter im Wert von 1,3 Milliarden Euro exportiert.
Das war eine satte Steigerung um 1 Milliarde Euro.
2005, liebe Frau Wieczorek-Zeul � da waren Sie Mit-
glied im Bundessicherheitsrat und haben sich tapfer wie
eh und je gegen Rüstungsexporte ausgesprochen � wur-
den Rüstungsgüter im Wert von 1,6 Milliarden Euro ex-
portiert. So sah Ihre Verschärfung aus. Sie alle zusam-
men sind heuchlerisch und sonst gar nichts.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Ich erspare Ihnen auch heute nicht, vorzulesen, was
Sie in diesen Jahren exportiert haben. Schießanlagen,
Schießsimulatoren, Revolver, Pistolen, Karabiner, Ma-
schinengewehre, Panzerfäuste und Munition für Haubit-
zen � all das wurde unter Ihrer Verantwortung nach 
Saudi-Arabien geliefert, und jetzt erzählen Sie uns etwas
von Menschenrechten. Sie machen sich in dieser Frage
einfach lächerlich.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Dr. Joachim
Pfeiffer [CDU/CSU] � Klaus Barthel [SPD]: 
Dann müssen Sie doch auch mehr Kontrolle
wollen, Herr Lindner!)

Es geht doch gar nicht mehr um eine seriöse Behandlung
dieses Themas, sondern um puren Populismus. Sie agie-
ren heuchlerisch und populistisch.

Was Sie uns heute vorlegen, ist Kokolores; anders
kann man es nicht bezeichnen. Sie fordern ein Verbands-
klagerecht bei Rüstungsexporten. Dadurch könnte jeder
Export blockiert werden. Sie differenzieren ja nicht ein-
mal zwischen Kriegswaffen, allgemeinen Rüstungs-
gütern und Dual-Use-Waren. Selbst der Export einer
Maschinenpresse könnte dann von irgendeinem Verband
blockiert werden. Wir sind ein Exportland, und diese
Koalition steht dazu.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Daran hängen Arbeitsplätze. Die Gewerkschaften, die
Sie sonst immer zitieren, zum Beispiel die IG Metall,
fordern von uns, dass wir für die Erhaltung der Arbeits-
plätze in den Rüstungsbetrieben kämpfen. Das nächste
Mal schicke ich sie direkt in Ihr Büro.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU � Katja Keul [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Besser ist das!)

Dann noch der ganze andere Kram: Sie fordern eine
vierteljährliche Vorlage des Rüstungsexportberichts. Auf
der einen Seite fordern Sie, dass er immer umfangreicher
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wird, und auf der anderen Seite soll er quartalsweise vor-
gelegt werden. Das kann überhaupt nicht funktionieren.
Sie fordern Federführung im Auswärtigen Amt. Wollen
Sie dort eine eigene Abteilung einrichten? Wollen Sie
den gesamten Außenhandel vom Wirtschaftsministerium
in das Auswärtige Amt verlagern? Wer soll das da prü-
fen? Wo sind da die Kompetenzen? Nichts als Populis-
mus auch in dieser Hinsicht.

Sie fordern stärkere Kontrollrechte des Parlaments.
Sie schreiben in diesem Zusammenhang: �bei besonders 
sensiblen Exporten�. Was soll denn das sein? Frau Keul, 
was soll denn ein besonders sensibler Export sein?

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Exporte in Drittländer!)

Sie wollen ein neues Gremium schaffen. All das ist Ihr
übliches Geschwurbel. Ihr Antrag enthält nichts Konkre-
tes, das man wirklich machen könnte.

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Sie wollen ja gar nichts machen!)

Ich nenne Ihnen ein Beispiel. Sie fordern, dass der End-
verbleib tatsächlich kontrolliert wird. Wie soll denn das
funktionieren? Welche Truppen, Frau Keul, wollen Sie
denn in diese Länder schicken? Wollen Sie die deutsche
Polizei oder das Bundeskriminalamt dorthin schicken?
Erklären Sie einmal, wie Sie in den Ländern, in die wir
exportieren, den Endverbleib kontrollieren wollen.

Grundsatz �Neu für Alt�: Soll das auch für NATO-
Staaten, für EU-Partner gelten? Sagen Sie doch einmal,
was Sie konkret wollen.

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Das steht da alles drin!)

Sie fordern, keine Hermesbürgschaften für Rüstungsgü-
ter zu erteilen. Der Prüfungsmaßstab bei Hermesbürg-
schaften ist eindeutig. Das Ausfallrisiko wird ins Ver-
hältnis zum wirtschaftlichen Nutzen gestellt. Was da
zusätzlich in Betracht gezogen werden soll, lassen Sie
offen. Ihr Antrag beinhaltet nichts Substanzielles, nichts
substanziell Neues.

(Klaus Barthel [SPD]: Dann machen Sie doch
was Substanzielles! Wir warten auf Ihre Vor-
schläge! � Dr. Frithjof Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ach Gott! Ist das
traurig! � Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Dann können Sie ja auch zustim-
men!)

Nun zu Ihrer Vorhaltung, Kollege Barthel.

(Klaus Barthel [SPD]: Wir warten auf Ihre
Vorschläge! Jetzt kommen sie, oder?)

� Sie erwarten Vorschläge von uns? Wir brauchen gar
keine Vorschläge zu machen. Wir finden es so, wie es im
Moment läuft, richtig.

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Genau! Das ist mal ehrlich!)

Daran ist gar nichts zu ändern.

(Klaus Barthel [SPD]: Bravo! Das ist ein
Wort!)

Das ist nicht unser Problem. Vielmehr ist es so, dass Sie
hier einen Popanz aufbauen. Ich gebe Ihnen Brief und
Siegel: Wenn Sie irgendwann wieder einmal regieren
sollten, dann werden Sie sich genauso verhalten wie Ihre
Vorgänger � wie Frau Wieczorek-Zeul, die nichts ge-
macht hat, wie Herr Joschka Fischer, der als Außen-
minister nichts gemacht hat, und wie all die anderen Hel-
den �, die dann, wenn sie in Regierungsverantwortung 
waren, nichts unternommen haben.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU � 
Klaus Barthel [SPD]: Sie finden es doch rich-
tig! Also, kritisieren Sie es jetzt, oder finden
Sie es richtig?)

Als sie in Regierungsverantwortung waren, haben auch
sie sich für den Export ausgesprochen, weil sie sich dann
den Realitäten zu stellen hatten und erkennen mussten,
dass wir in einem großen Exportland leben.

Wenn Sie die Rüstungsexporte einmal ins Verhältnis
zu den Gesamtexporten setzen,

(Klaus Barthel [SPD]: 0,2 Prozent!)

dann müssten auch Sie mithilfe eines normalen Taschen-
rechners zu der Conclusio kommen, dass der Anteil der
Rüstungsexporte im Verhältnis zu den Gesamtexporten
nicht höher, sondern deutlich niedriger ist. Wir gehen
sorgfältig mit diesen Exporten um. Deswegen haben wir
auch kein schlechtes Gewissen, und deswegen müssen
wir hier auch nichts ändern. Klar ist: Wir werden immer
sorgfältig mit diesem Thema umgehen. Natürlich wer-
den wir immer auch die Menschenrechtslage, die Sicher-
heitsinteressen Deutschlands und die Sicherheitsinteres-
sen unserer Verbündeten beachten. Gemäß dem, was in
Ihrer Exportrichtlinie steht, werden wir auch in Zukunft
verantwortlich handeln.

(Klaus Barthel [SPD]: Das tun Sie eben nicht!)

Ihr Antrag ist umständlich. Sie hätten auch nur den
Satz �Rüstungsexporte werden verboten� hineinschrei-
ben können. Das wäre viel einfacher gewesen. Das
würde nämlich auf dasselbe hinauslaufen.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

� Schauen Sie, von wem Sie Applaus bekommen.

(Lachen beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN � 
Klaus Barthel [SPD]: Sie kriegen den Ap-
plaus! � Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist Ihr Applaus! � Dr. Frithjof 
Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie
können rechts und links auch nicht mehr unter-
scheiden, was?)

Ihr Antrag ist redundant. Es handelt sich nämlich um
seine fünfte Vorlage. Außerdem ist er heuchlerisch; das
habe ich schon gesagt.

Sie sollten sich mit Ihrer eigenen Regierungspolitik
� dass Sie an der Regierung beteiligt waren, ist noch
nicht so lange her �
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(Omid Nouripour [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ihre dauert dafür schon viel zu lange! � 
Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Ihre ist Gott sei Dank bald zu Ende!)

auseinandersetzen, etwas demütiger auftreten und realis-
tisch bleiben. Dann werden Sie auch für uns ein ernstzu-
nehmender Partner. Wenn Sie solche Schaufensteran-
träge einbringen, werden Sie vielleicht von Ihren Klubs
oder von dem einen oder anderen Verband wieder einmal
zu einem Kaffee eingeladen.

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Die Union tut mir echt leid!)

Aber ein ernstzunehmender Partner für uns werden Sie
damit nicht.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:

Frau Wieczorek-Zeul zu einer Kurzintervention, bitte.

Heidemarie Wieczorek-Zeul (SPD):

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Da mich Herr
Lindner zweimal angesprochen hat, will ich die entspre-
chenden Punkte aufgreifen.

Erstens finde ich es unangemessen, wenn in einer De-
batte, in der es um Waffenexporte und somit letztlich um
Krieg und Frieden und um Tod und Vernichtung geht,
Begriffe wie �heuchlerisch� und dergleichen verwendet 
werden.

(Holger Krestel [FDP]: Aber wenn es doch
stimmt!)

Ich will Ihnen sagen: Wir alle, die wir uns hier engagie-
ren, tun dies deshalb, weil wir eine feste Überzeugung
haben. Wir heucheln nicht,

(Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: Doch!)

sondern wir sind der Überzeugung, dass ein dringender
Veränderungsbedarf besteht.

(Lena Strothmann [CDU/CSU]: Das hätten Sie
ja alles machen können! � Holger Krestel 
[FDP]: Das scheint aber erst seit der letzten
Wahl Ihre Wahrnehmung zu sein!)

Das sage ich als eine Person, die im Bundessicherheits-
rat in vielen Fällen anders gestimmt hat, als die Ergeb-
nisse letztlich ausgefallen sind.

Besonders schlimm finde ich, zu sagen � das haben 
Sie, Herr Lindner, gerade mehrfach getan �: Das, was 
die Grünen vorgeschlagen haben, ist Kokolores. Die
Entscheidung über den Export von Waffen ist eine hoch-
politische Entscheidung. Dies als �Kokolores� zu be-
zeichnen, ist, wie ich finde, eine unerträgliche Bewer-
tung Ihrerseits.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich will Ihnen noch etwas sagen. Ich werde im nächs-
ten Jahr nicht mehr für den Deutschen Bundestag kandi-
dieren.

(Dr. Joachim Pfeiffer [CDU/CSU]: Gott sei
Dank!)

Aber für eine Sache kämpfe ich � ich werde das auch 
durchsetzen �: Waffenexporte sind der einzige Bereich, 
in dem es keine parlamentarische Kontrolle gibt. Ange-
sichts ihrer dramatischen Auswirkungen ist es einer De-
mokratie unwürdig, dass dem so ist.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Wir sollten uns gemeinsam dafür einsetzen, dass ein
Gremium des Deutschen Bundestages eingesetzt wird,
das die entsprechenden Entscheidungen überprüfen und
beeinflussen kann.

(Holger Krestel [FDP]: Sie wissen, wie man
sich die Dinge zurechtbiegt!)

Das ist eine Frage der Demokratie. Der letzte Punkt. Was
hat sich denn verändert? In der Phase, in der die Stabili-
sierung von Despoten in Nordafrika mit Waffenexporten
von verschiedenen europäischen Ländern erfolgte, ha-
ben wir alle gesagt, dass dies falsch sei. Jetzt wird weiter
südlich, bezogen auf Staaten des Golfkooperationsrates,
der Versuch unternommen, genau das Gleiche zu ma-
chen. Ich warne davor. Hier werden die gleichen Pro-
bleme auftauchen. Deshalb sollten wir uns das zu Her-
zen nehmen, was Amnesty International heute
festgestellt hat. Saudi-Arabien ist ein Land, in dem die
Menschenrechte massiv missachtet werden. Wir sollten
alles tun, damit durch parlamentarische Kontrolle solche
Entscheidungen keine Chance haben.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:

Herr Dr. Lindner zur Reaktion.

Dr. Martin Lindner (Berlin) (FDP):
Frau Wieczorek-Zeul, es gibt kaum jemanden, der so

wenig geeignet wäre, in dieser Frage eine Kurzinterven-
tion zu machen wie Sie. Das muss ich Ihnen ganz ehrlich
sagen.

(Klaus Barthel [SPD]: Sie weiß wenigstens,
worüber sie redet, im Unterschied zu Ihnen! � 
Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Ich weiß,
wovon ich rede!)

Sie wurden 1998 Bundesministerin für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung. In dieser Funktion
waren Sie so lange wie kein anderes Regierungsmit-
glied, nämlich elf Jahre lang � selbst Bundeskanzler 
Schröder war 2005 weg �, Mitglied des Bundessicher-
heitsrates. Sie haben elf Jahre lang die Entscheidungen
in diesem Kollegialorgan mitgetragen. Sie saßen da, und
Sie haben sie mitgetragen. Sie können uns doch jetzt
nicht ernsthaft erzählen, dass Sie hinter Ihrem Rücken
sozusagen ein Kreuz gemacht und es gar nicht so ernst
gemeint hätten oder dagegen gestimmt hätten. Wenn das
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damals für Sie so eine furchtbare Sache war, dann hätten
Sie doch zurücktreten müssen. Sie haben das mitgetra-
gen. Sie sind an Ihrem Sessel kleben geblieben und ha-
ben Ihre Diäten kassiert.

(Zuruf von der SPD: Das ist ja lächerlich!)

Frau Wieczoreck-Zeul, Sie haben alles mitgemacht.
Sie hängen mittendrin in den größten Kriegswaffenex-
portsteigerungen, die wir in der Nachkriegszeit hatten.

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Das finden Sie doch gut!)

Ich habe es vorhin vorgetragen: Es gab in Ihrer Regie-
rungszeit und unter Ihrer Verantwortung eine Steigerung
dieser Exporte von 300 Millionen Euro auf 1,3 Milliar-
den Euro. Dann gab es noch einmal eine Steigerung auf
1,6 Milliarden Euro. Der Löwenanteil entfiel auf Ent-
wicklungsländer, Länder, für die Sie zuständig waren.
Ich habe Ihnen die Produkte, die nach Saudi-Arabien
gingen, vorgelesen: Maschinengewehre, Maschinenpis-
tolen und Patrouillenboote. All das lag in Ihrer Verant-
wortung.

Jetzt stellen Sie sich hier hin und spielen die Jeanne
d�Arc der Rüstungsgegner. Das ist Heuchelei; mir fällt 
kein anderer Ausdruck ein. Sie stellen sich hier hin und
sagen auch noch, dass Sie sich mit diesem Thema auch
nach dem nächsten Jahr beschäftigen werden. Sie ma-
chen sich doch lächerlich. Alle anderen können da mitre-
den, beispielsweise die Linken, die immer gegen alles
waren. Bis 1989 war das natürlich anders.

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Jetzt laufen
Sie aber Amok!)

Da war Ihre Partei zum Beispiel in Bezug auf die Tsche-
chische Republik auf einem ganz anderen Kurs. Den
haben Sie vor kurzem erst erfunden.

Frau Wieczorek-Zeul, aber Sie doch nicht. Sie sind
unglaubwürdig wie niemand anderer. Sich jetzt hier hin-
zustellen und dieser Regierung vorzuhalten, dass sie ge-
nau die Richtlinie anwendet, die in Ihrer Regierungszeit
beschlossen wurde, ist unerträglich. Das kann ich gar
nicht anders sagen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU � 
Abg. Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD] mel-
det sich zu einer weiteren Kurzintervention)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:

Frau Wieczorek-Zeul, das funktioniert nicht. Eine
Kurzintervention lässt die Antwort des Intervenierten zu,
aber nicht die Antwort der Intervenierenden.

(Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: Sie sind
lange genug im Parlament gewesen! � Abg. 
Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Haben Sie
das gehört? Herr Lindner sagt: �Sie sind lange 
genug im Parlament gewesen!� Sie entschei-
den nicht über diese Frage! Das machen meine
Wählerinnen und Wähler!)

� Ich habe das nicht gehört.

Ich gebe jetzt Jan van Aken für die Fraktion Die
Linke das Wort.

(Beifall bei der LINKEN)

Jan van Aken (DIE LINKE):
Das, was die beiden Herren von der Regierungskoali-

tion heute abgeliefert haben, ist für mich das Niveau-
loseste, was ich hier in den letzten zwei Jahren gehört
habe. Das ist unerträglich.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Lämmel, Sie haben Ihre Rede mit den Worten
begonnen, das sei alles emotional überlagert. Ich will Ih-
nen einmal sagen, worum es bei Waffenexporten geht.
Das sind keine Nähmaschinen oder Kühlschränke. Es
geht hier um Krieg, um Gewalt und Tod.

(Dr. Claudia Winterstein [FDP]: Das erklären
Sie einmal Frau Wieczorek-Zeul!)

Das mögen Sie emotionslos sehen. Ich sehe das über-
haupt nicht emotionslos.

(Beifall bei der LINKEN)

Zu Herrn Lindner muss ich sagen, dass ich das uner-
träglich finde: Jedes Mal, wenn hier eine Frau redet,
dann macht dieser Macho arrogante Zwischenrufe und
krault sich seine Eier. Das ist wenig zu ertragen. Das
geht überhaupt nicht.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN � Lachen bei 
der CDU/CSU und der FDP)

Entschuldigen Sie, Frau Präsidentin. Ich entschuldige
mich dafür.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für den �Macho� oder für was jetzt?

Jan van Aken (DIE LINKE):
Für die �Eier�.

Dazu, dass Sie jetzt sagen, Sie finden diese Debatte
langweilig, will ich Ihnen einmal etwas sagen:

(Dr. Joachim Pfeiffer [CDU/CSU]: Jetzt könn-
ten Sie einmal etwas zur Debatte sagen! � 
Dr. Martin Lindner [Berlin] [FDP]: Ihre An-
träge finde ich langweilig!)

Alle 60 Sekunden wird irgendwo auf dieser Welt ein
Mensch erschossen. Das sind über 500 000 Männer,
Frauen und Kinder jedes Jahr. Deutschland ist als dritt-
größter Rüstungsexporteur der Welt für viele dieser To-
ten mitverantwortlich.

(Dr. Joachim Pfeiffer [CDU/CSU]: Ach, das
ist doch absurd! � Dr. Claudia Winterstein
[FDP]: Und wie war das unter Wieczorek-
Zeul?)

Ich finde das nicht langweilig. Ich finde, wir müssten da-
rüber reden, wie wir das ändern können.
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Jan van Aken

(A) (C)

(D)(B)

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Jetzt zu den Fakten. Herr Lämmel, Sie sagen, wir
müssten einmal mit den falschen Fakten aufräumen. Ich
nenne Ihnen einmal die richtigen Fakten:

Jedes Jahr genehmigt diese Bundesregierung Rüs-
tungsexporte im Wert von durchschnittlich 6,9 Milliar-
den Euro. Jedes Jahr genehmigen Sie Exporte in über
130 Länder. Darunter sind auch Länder wie Pakistan, In-
dien, Griechenland, die Türkei und Katar. Ich kann sie
gar nicht alle aufzählen. Was am Ende mit diesen Waffen
passiert, haben wir alle letztes Jahr im arabischen Früh-
ling gesehen. Dort wurde auch mit deutschen Waffen ge-
kämpft. Bei Gaddafi im Lager wurden nagelneue deut-
sche Sturmgewehre gefunden. Mubaraks Polizisten in
Ägypten waren mit deutschen Maschinenpistolen unter-
wegs. Die Leute, die in Kairo protestierten, wurden mit
deutschen Wasserwerfern weggepustet. Das finden Sie
langweilig? Ich finde das nicht langweilig. Ich finde, das
ist ein Skandal.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg.
Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD])

Wir wollen das ändern. Da stellt sich doch die Frage,
was hier eigentlich falsch läuft. Ich glaube, zunächst ein-
mal läuft falsch, dass Sie überhaupt gar nicht wissen,
wovon Sie reden. Herr Lämmel redet hier von einem Ge-
setz und zitiert aus einem Text, der überhaupt kein Ge-
setz ist. Das sind nämlich sogenannte politische Grund-
sätze, die sich die Bundesregierung selber gegeben hat.

Das erste große Problem ist, dass das kein Gesetz und
nicht rechtsverbindlich ist. Sie können sich daran halten,
müssen sich aber nicht daran halten. Das wissen Sie
nicht einmal, wenn Sie hier reden. Das zeigt mir doch
den Skandal, dass hier nicht einmal ein einziger Außen-
politiker sitzt, der ein bisschen davon versteht.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Rechtsunverbindlichkeit ist aber nur der eine Teil
des Problems. Der andere Teil des Problems ist, dass in
diesen politischen Grundsätzen zwar ganz viel von Men-
schenrechten und Kriegsgebieten die Rede ist, dass aber
auch das alles unverbindlich ist. Das alles wird am Ende
abgewogen. Es wird aus außenpolitischen Gründen dann
doch erlaubt, Waffen zu exportieren. In der Praxis sieht
es dann so aus: Die Menschenrechte und die außenpoliti-
schen Interessen werden gegenübergestellt und gegenei-
nander abgewogen. Die Menschenrechte verlieren dabei
ständig, die Waffen werden immer exportiert, so wie die
Panzer nach Saudi-Arabien. Das muss wirklich aufhö-
ren.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich finde, wir müssen beide Probleme lösen, und ich
denke, die Grünen haben hier den ersten Schritt gemacht
� den finde ich gut �, indem sie sagen: Wir müssen das 
endlich rechtsverbindlich machen und in ein Gesetz gie-
ßen. Ich finde aber, Sie bleiben auf halber Strecke ste-
hen. Das zweite Problem gehen Sie gar nicht an. Sie
müssen auch in einem solchen Waffenexportkontroll-

gesetz verbieten, dass Waffen an Menschenrechtsverlet-
zer geliefert werden. Sie belassen es bei dieser Abwä-
gung. Ich sage Ihnen: Auch hier werden die Menschen-
rechte immer verlieren. Es muss klipp und klar verboten
werden, dass Menschenrechtsverletzer Waffen bekom-
men. Punkt!

(Beifall bei der LINKEN)

Mir ist sehr klar, dass es bei diesen Mehrheiten im
Bundestag und bei dieser Inkompetenz auf dieser rech-
ten Seite nicht möglich sein wird, in naher Zukunft viel
an den Waffenexporten zu ändern. Das Mindeste, was
Sie tun könnten, ist aber, wenigstens einen kleinen
Schritt zu gehen und den Verkauf von Sturmgewehren
und Maschinenpistolen zu verbieten. Das sind die Mas-
senvernichtungswaffen des 21. Jahrhunderts. Mit diesen
Waffen werden weltweit mehr Menschen getötet als mit
allen anderen Waffensystemen zusammen.

Hier frage ich mich auch: Warum sind Sie von den
Grünen und von der SPD nicht bereit, diesen winzigen
Schritt zu gehen? Wenn Sie jetzt mit Arbeitsplätzen ar-
gumentieren, dann sage ich: Das stimmt nicht. Bei einem
Verbot des Verkaufs von Sturmgewehren und Maschi-
nenpistolen reden wir von 300 Arbeitsplätzen in Deutsch-
land. Ich glaube, wenn wir an die vielen Toten denken,
die diese Waffen zu verantworten haben, dann können
wir das in Kauf nehmen.

Während ich hier rede, sind irgendwo auf der Welt
schon wieder vier Menschen erschossen worden, viel-
leicht auch mit deutschen Waffen. Ich bin der Meinung,
dass Deutschland überhaupt keine Waffen mehr expor-
tieren sollte. Ich finde, einen kleinen Schritt dahin, einen
kleinen Anfang haben Sie mit Ihrem Antrag gemacht. Er
geht mir nicht weit genug. Zustimmen werden wir trotz-
dem.

Ich bedanke mich.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:

Ich schließe die Aussprache.

Dass die Vorlage auf Drucksache 17/9412 überwiesen
werden soll, ist unter den Fraktionen verabredet. Die Fe-
derführung ist jedoch strittig. Die Fraktionen von CDU/
CSU und FDP wünschen Federführung beim Ausschuss
für Wirtschaft und Technologie. Die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen wünscht Federführung beim Auswär-
tigen Ausschuss.

Ich lasse zunächst über den Überweisungsvorschlag
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen � Auswärtiger Aus-
schuss � abstimmen. Wer ist dafür? � Wer ist dagegen? � 
Enthaltungen? � Dieser Überweisungsvorschlag ist nicht
angenommen.

Wer stimmt für den Überweisungsvorschlag der Frak-
tionen der CDU/CSU und der FDP, Federführung beim
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie? � Wer ist da-
gegen? � Enthaltungen? � Dieser Überweisungsvor-
schlag ist angenommen.


